







Am 14. Oktober 2007 hat in Togo eines der ältesten despotischen Regime Afrikas ein 
neues Parlament unter Beteiligung von Oppositionsparteien wählen lassen. Von der 
EU-Wahlbeobachtung wurde die Wahl (vorläufig) als ein „wichtiger Schritt zur Demo-
kratisierung“ qualifiziert (Union Européenne 2007). Allerdings ist Togo noch weit ent-
fernt vom Niveau der benachbarten Demokratien Ghana und Benin.
Analyse:
Noch immer wird der Demokratisierung in Afrika misstraut, offenkundige Erfolge 
werden nur mit höchster Skepsis besprochen. Stattdessen überwiegt weiterhin die Be-
tonung katastrophaler Rückschläge. Allenfalls werden jüngst – möglicherweise zwei-
felhafte – wirtschaftliche Erfolge in Afrika gefeiert. Dagegen gibt es vor allem in der 
Politik unübersehbare und teils anhaltende Erfolge zu verzeichnen.
Autoritäre Herrschaft ist in Afrika nicht verschwunden, wird aber zumeist liberaler 
praktiziert, und die Zahl der Diktaturen ist seit Anfang der 1990er Jahre deutlich 
gesunken.
Parallel ist die Zahl der Demokratien und vor allem der „elektoralen“ Demokratien 
und Regime in der Grauzone zwischen Diktatur und Demokratie deutlich gewach-
sen.
Meinungsumfragen zufolge unterstützt noch immer die Mehrheit der Bevölkerung 
die demokratische Herrschaftsform – während alle Formen der Diktatur ganz über-
wiegend abgelehnt werden.
Das Verständnis von Demokratie ist dabei zumeist ein liberales – kaum ein spezi-
fisch „afrikanisches“.
Langsam gewinnt auch die Beachtung formaler Institutionen und Verfahrensregeln 
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1.	 Einleitung
In der Öffentlichkeit und unter nicht wenigen Ex-
perten herrschen nach wie vor gegenüber der Vor-
stellung von Demokratie und Demokratisierung in 
Afrika Skepsis vor. Armut und Demokratie passt 
für viele noch immer nicht zusammen. Das mediale 
Bild des Kontinents wird weitgehend von Dürre, 
Flut, Hunger, Krieg, Staatszerfall, Korruption und 
HIV/AIDS geprägt. In jüngerer Zeit tritt noch die 
vermeintliche Bedrohung durch neokoloniale chine-
sische Hegemonialbestrebungen hinzu.
Übersehen werden dabei demokratische Ent-
wicklungen auf dem Kontinent, die sich in einigen 
Ländern zumindest teilweise auch institutionell ver-
festigt und verstetigt haben, ohne dass deshalb von 
konsolidierter Demokratie zu sprechen wäre. Wel-
che Veränderungen sich hier 1. auf der Regimeebe-
ne, 2. bei den politischen Einstellungen und 3. beim 
Verhalten der politischen Elite gegenüber den for-
malen politischen Institutionen in den vergangenen 
anderthalb Jahrzehnten ergeben haben, wird im Fol-
genden skizziert. Dabei werden weder Einzelfälle 
noch kurzfristige brisante politische Entwicklungen 
berücksichtigt, sondern auf längerfristige Trends 
wird aufmerksam gemacht, wie sie in der wissen-
schaftlichen Forschung erkennbar sind.
2.	 Regime
Die Beurteilung, ob es überhaupt Demokratien in 
Afrika gibt, hängt von den Maßstäben ab. Wird ein 
hoch anspruchsvoller Begriff einer „sozialen“ oder 
„partizipativen“ Demokratie zugrunde gelegt, wird 
es schwierig, Demokratien in Afrika zu finden. Wird 
hingegen ein schlichteres Konzept einer liberalen 
Demokratie verwendet, sieht das Ergebnis gleich 
anders aus (Erdmann 2000: 38).
Für internationale wissenschaftliche Vergleiche 
zum Stand und zur Entwicklung von Demokratie 
und anderen Regimen wird heute in der Regel der 
Freedom House Index herangezogen. Dieser Index 
teilt die Herrschaftsregime dieser Welt in „frei“, 
„teilweise frei“ und „nicht frei“ ein und bezieht sich 
dabei auf die politischen Rechte und bürgerlichen 
Freiheiten. Die als „frei“ beurteilten Regime können 
als liberale Demokratien, die als „teilweise frei“ als 
hybride und die „nicht freien“ als autoritäre Regime 
klassifiziert werden. Bei aller berechtigten Kritik 
am Freedom House Index, die sich oft an Einzel-
fällen und an einer Voreingenommenheit im Sinne 
US-amerikanischer Interessen entzündet, liegt der 
Vorteil des Index darin, dass er seit 1973 mit densel-
ben grundlegenden demokratierelevanten Kriterien 
erstellt wird und damit eine einmalige Zeitreihe für 
den Vergleich bereitstellt.
Darüber hinaus führt Freedom House neben als 
„liberal“ beziehungsweise als „frei“ benannten Re-
gimen seit 2003 auch „elektorale Demokratien“ auf. 
Dazu gehören neben den liberalen Demokratien 
solche Regime, in denen Wahlen im Wettbewerb 
verschiedener Gruppen (Parteien) und Individu-
en stattfinden, der Wahlkampf im Prinzip frei von 
staatlichen Einschränkungen ist, aber bei den Wah-
len selbst gewisse Unregelmäßigkeiten auftreten, 
die eine Beurteilung als „freie“ oder „liberale“ De-
mokratie unmöglich machen.
Diesem Index zufolge gab es im Jahr 2006 unter 
den 48 Staaten südlich der Sahara elf liberale De-
mokratien und 13 elektorale Demokratien. Daneben 
gibt es noch zahlreiche andere als autoritär zu quali-





























* Zuordnung auf der Basis „frei“ von Freedom House.
Quelle: Freedom House 2007 (www.freedomhouse.org).
Der Vergleich mit der Situation in der zweiten Hälf-
te der 1980er Jahre und in den 1990er Jahren offen-
bart weit reichende Veränderungen. So wurde in 
den 1980er Jahren noch die deutliche Mehrzahl der 
Staaten (31) autoritär (unfrei) regiert, neben einer 
geringen Zahl (13) hybrider Regime (teilweise frei) 
und nur zwei „liberalen“ Demokratien. Im Ver-
gleich hierzu wurde bis in die Gegenwart die Zahl 
der autoritären Regime halbiert (15), während sich 
vor allem die der hybriden Regime (22), darunter 
zahlreiche „elektorale Demokratien“, und die der 
liberalen Demokratien (11) sehr deutlich vergrößert 
hat (siehe Tabelle 2).








1985 31 13 2
1990 28 15 4
1995 20 19 9
2000 15 24 9
2005 14 23 11
2006 15 22 11
Quelle: Nach Freedom House 2007.
Kaum eine der liberalen Demokratien kann als 
„konsolidiert“ angesehen werden, das heißt als ge-
feit gegen einen Rückfall in autoritäre Herrschafts-
muster. Tatsächlich sind sie mehrheitlich als fragil zu 
bezeichnen, doch je länger sie bestehen, um so eher 
bleiben sie wahrscheinlich demokratisch (siehe un-
ten). Dementsprechend hat es seit Mitte der 1990er 
Jahre auch keine dramatischen Zusammenbrüche 
demokratischer Regime gegeben, allenfalls gradu-
elle autoritäre Regressionen in hybride Regime wie 
etwa in Malawi und Sambia, wo aber auch wieder 
Phänomene der Redemokratisierung zu verzeich-
nen sind.
Offenkundig ist, dass in Afrika eine demokra-
tische Herrschaft in weniger als einem Viertel der 
Länder, vor allem in zahlreichen kleinen Staaten, 
besteht, während die Mehrheit der Bewohner/in-
nen des Kontinents, hauptsächlich in bevölkerungs-
reichen Ländern, noch immer autoritär regiert wird. 
Dabei sollte jedoch nicht übersehen werden, dass 
nicht nur in den zahlreichen elektoralen Demokra-
tien, sondern auch in vielen anderen hybriden Re-
gimen heute ein Grad politischer Liberalität und 
Freiheit für Medien, Parteien und Zivilgesellschaft 
herrscht, wie es in den 1980er Jahren nur für wenige 
Staaten vorstellbar war.
3.	 Politische	Einstellungen
Immer wieder wird in Zweifel gezogen, dass es 
in Afrika auf Seiten der Bevölkerung ausreichend 
Unterstützung für die so genannte „westliche“ De-
mokratie gebe, da diese vor allem als westliches Ex-
portmodell unter dem Zwang der Abhängigkeit von 
Entwicklungshilfe von den Eliten eingeführt worden 
sei. Ohne die Massenunterstützung sei diese Demo-
kratie dann nicht nur „substanzlos“, sondern auch 
kaum von Dauer. Die Verfechter dieser Argumente 
nehmen nur unzureichend zur Kenntnis, in welch 
breitem Maße die demokratische Entwicklung in 
vielen Ländern breite Zustimmung findet.
3.1.	 Unterstützung	für	Demokratie
Umfangreiche Auskunft über die politische Mei-
nung in Afrika gibt das Afrobarometer, das seit 1999 
(bis 2006) in drei Befragungsrunden in insgesamt 18 
Ländern mit den im Kern gleichen Fragen durchge-
führt wurde.1 Den Ergebnissen zufolge unterstützen 
nahezu zwei Drittel der Befragten die Demokra-
tie und ziehen sie anderen Herrschaftsformen vor. 
Auffälliger ist, dass die Militär-, Ein-Partei- und 
Ein-Mann-Regime von fast drei Vierteln abgelehnt 
werden. Im allgemeinen Trend geht allerdings die 
Unterstützung für die Demokratie leicht zurück, je 
weiter die demokratische Transition und das autori-






Demokratie 69 62 61
Ablehnung	von		
Militärherrschaft 82 78 73
Ablehnung	von		
Ein-Partei-Herrschaft 69 66 70
Ablehnung	von		
Ein-Mann-Herrschaft 80 78 78
„Wunsch“	nach		
Demokratie* 44 37 46
Politische	Geduld	
mit	Demokratie 46 56 56
Zufriedenheit	mit		
Demokratie 58 52 46
* Ablehnung aller drei autoritären Regime und Unter-
stützung für Demokratie zusammengenommen.
Quelle: Bratton 2007: 102.
Zwischen den einzelnen Ländern gibt es dabei be-
trächtliche Unterschiede. So ist die Unterstützung 
für die Demokratie in den Ländern am höchsten, 
in denen demokratische Wahlen einen Regierungs-
wechsel ermöglicht haben: Ghana, Kenia und Se-
1 Benin, Botswana, Ghana, Kap Verde, Kenia, Lesotho, Mada-
gaskar, Malawi, Mali, Mosambik, Namibia, Nigeria, Sam-
bia, Senegal, Simbabwe, Südafrika, Tansania und Uganda. 
Die Zahl der Befragten war n = 25.397, die durchschnittliche 
Stichprobe in jedem Land n = 1.200 Personen. Im Folgenden 
werden nur die Daten von zwölf Ländern berücksichtigt. Vgl. 
Afrobarometer 2006.
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negal. Die geringste Zustimmung findet sich in 
Tansania, wo ein Regierungswechsel aufgrund der 
Dominanz der alten Staatspartei bisher kaum mög-
lich erscheint. Beobachter sehen darin eine Desillusi-
onierung der tansanischen Bevölkerung hinsichtlich 
der Bedeutung der Demokratie, wenn diese noch 
nicht einmal einen Machtwechsel ermöglicht.
Parallel dazu ist auch die Zufriedenheit mit der 
Demokratie zurückgegangen, allerdings in noch 
höherem Maße als die Unterstützung. Auch hinter 
diesen Globalziffern verbergen sich gravierende 
Unterschiede zwischen den Ländern. In Ghana, Le-
sotho, Namibia und Südafrika ist die Zufriedenheit 
gewachsen, während sie in Nigeria massiv zurück-
gegangen ist und damit für einen beträchtlichen Teil 
des negativen Trends verantwortlich ist (ebenso wie 
in Madagaskar, Malawi und Sambia).
Positiv in all dem wird zweierlei gesehen: Erstens 
blieb der „Wunsch“ nach Demokratie konstant oder 
nahm leicht zu; zweitens hat die Geduld mit der de-
mokratischen Entwicklung zugenommen, das heißt, 
der Demokratie wird mehr Zeit zur Bewältigung der 
tradierten Probleme gewährt (Bratton 2007: 102).
3.2.	 Demokratieverständnis
In der Auseinandersetzung um die Demokratie und 
demokratische Einstellungen in Afrika wird noch 
immer von Afrikaexperten, aber auch von afrika-
nischen Akademikern hervorgehoben, dass in Afri-
ka ein ganz anderes „substanzielles“ Demokratie-
verständnis als unser „westlich“ prozedurales und 
liberales vorherrschend sei – und entsprechende 
Umfragen nur „falsche“ Ergebnisse produzierten. 
Offen bleibt dabei immer, woher diese Afrikaexper-
ten dieses Wissen um das Demokratieverständnis 
„der“ Afrikaner/innen eigentlich haben. Gerne wird 
dabei die vermeintliche Frage eines anonymen afri-
kanischen Bauern – „Kann man Demokratie essen?“ 
– kolportiert , die wahrscheinlich ein westlicher oder 
afrikanischer Akademiker erfunden hat, der selbst 
möglicherweise nur ein instrumentelles Verständnis 
von Demokratie hat.
Die im ersten Afrobarometer (n = 21.531 Befragte) 
entsprechend offen gestellten Fragen nach dem De-
mokratieverständnis offenbarten weder Unkenntnis 
noch ein ganz anders geartetes, etwa „afrikanisches“ 
Demokratieverständnis: 28 Prozent verstanden dar-
unter „bürgerliche Freiheiten“, 15 Prozent „öffent-
liche Partizipation“ (u. a. Regierung durch das Volk), 
neun Prozent „politische Rechte“ (Wahlrecht), sie-
ben Prozent „Freiheit und Einheit“, fünf Prozent 
„Gleichheit und Gerechtigkeit“, drei Prozent „so-
zioökonomische Entwicklung“, zwei Prozent „gute 
Regierung“ (4 % anderes „Positives“, 4 % anderes 
„Neutrales“ und 1 % anderes „Negatives“) – und 
22 Prozent wussten die Frage nicht oder nicht in 
erkennbarer Weise zu beantworten (Bratton/Mattes/
Gyimah-Boadi 2005: 68). Mit anderen Worten, ein 
„liberales“ Verständnis überwiegt deutlich eine „ma-
teriale“ oder instrumentelle Vorstellung von Demo-
kratie.
4.	 Institutionen
Lange Zeit galt in der Afrikaforschung, dass moder-
ne formale (staatliche) Institutionen in der Politik 
kaum eine Bedeutung hätten und deshalb auch für 
die Forschung irrelevant seien. Politik sei nur über 
die informellen Institutionen, wie etwa Klientelis-
mus und Patronage, zu verstehen. Für die Demo-
kratie und ihre Legitimität ist jedoch die Beachtung 
ihrer formalen Institutionen unerlässlich – und hier 
zunächst, neben Rechtsstaatlichkeit u. a., das Insti-
tut freier und fairer Wahlen und ihrer Ergebnisse, 
da diese darüber entscheiden, wer in der Regierung 
auf legitime Weise die politische Herrschaft ausüben 
darf.
Natürlich haben neben den informellen auch for-
male Institutionen in den meisten afrikanischen Län-
dern schon in der Vergangenheit immer eine, wenn 
auch eingeschränkte, Rolle gespielt. So waren etwa 
Wahlen, obgleich eingeschränkt und wenig bedeu-
tungsvoll, in vielen Ein-Partei-Regimen die Regel; 
auch zahlreiche Diktatoren suchten immer wieder 
ihre Herrschaft durch (unfreie) Wahlen zu legitimie-
ren. Die Vermischung formaler und informeller In-
stitutionen – mit dem Begriff Neopatrimonialismus 
beschrieben – wird als ein wesentliches Problem für 
eine demokratische Entwicklung gesehen, weil sie 
verhindert, dass die formalen demokratischen In-
stitutionen effektiv funktionieren können. So wird 
beispielsweise die rechtsstaatliche Kontrolle von 
Regierung und Staatsbürokratie nur unzureichend 
wirksam (Erdmann 2003; Erdmann/Engel 2007).
Verschiedene Entwicklungen in den vergangenen 
anderthalb Jahrzehnten deuten indessen darauf hin, 
dass auch in Afrika formale Institutionen stärker 
geachtet werden und ihnen im politischen Prozess 
eine langsam wachsende Bedeutung zukommt.
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4.1.	 Wahlen
Wahlen sind für Afrika häufig als bloß formale Pro-
zedur, als „Elektoralismus“ abqualifiziert worden, 
da sie wenig Einfluss auf gesellschaftliche Macht-
verhältnisse hätten und deshalb bedeutungslos für 
die Demokratie seien. Tatsächlich erscheinen viele 
Wahlen auf den ersten Blick kaum „frei und fair“ 
zu sein und formalen Richtlinien etablierter Demo-
kratien zu entsprechen. So war für die jeweils zweite 
Wahl nach der „demokratischen“ Gründungswahl 
ein deutlicher Qualitätsverlust verzeichnet worden. 
Jüngere Untersuchungen vermitteln indessen ein 
ganz anderes Bild. So zeigt eine statistische Analy-
se von 232 Mehrparteienwahlen in 44 afrikanischen 
Ländern von 1989 bis 2003 durchschnittlich einen 
Qualitätszuwachs in mehrfacher Hinsicht (Lindberg 
2006):
Die Wahlen wurden, nach einem zwischenzeit-
lich rückläufigen Trend (1994-1998), „demokra-
tischer“ (1999-2003), und in immerhin mehr als 
die Hälfte der Fälle seit 1990 wurden sie als „frei 
und fair“ beurteilt.
Trotz geringer Schulbildung, weit verbreiteter Ar-
mut und miserabler Infrastruktur lag die Wahlbe-
teiligung bei erstaunlichen 63 Prozent im Durch-
schnitt – was eine vergleichsweise hohe Parti-
zipation bedeutet, ohne allerdings gravierende 
Veränderung über die Zeit, sieht man einmal von 
der überaus hohen Wahlbeteiligung bei den au-
ßerordentlichen Gründungswahlen ab.
Der Wettbewerbscharakter dieser Wahlen er-
scheint indessen nicht ganz so ausgeprägt: Zu-
meist wurden von den Wahlsiegern 60-prozentige 
Parlamentsmehrheiten auch in freien und fairen 
Wahlen gewonnen, während Oppositionspartei-
en in der Regel nur 16 Prozent der Sitze erringen 
konnten (was teilweise den vorherrschenden Prä-
sidialsystemen angelastet werden kann, in de-
nen Parteien generell schwächere Bedeutung zu-
kommt). Allerdings nimmt der Wettbewerb mit 
den dritten und vierten Wahlen zu, was bedeutet, 
dass der Stimmenanteil der Wahlsieger sinkt.
Schließlich wurden über die Hälfte (57 %) der 
Wahlergebnisse von den Verlierern akzeptiert, 
mit einer auch hier wieder deutlich zunehmenden 
Tendenz bei den dritten und vierten Wahlen.
Allein die Tatsache, dass die Zahl der Wahlen und 
die Zahl der Länder, in denen Wahlen abgehalten 
werden, zugenommen (und nicht abgenommen) 





rung von Wahlen. Darüber hinaus zeigt die Unter-
suchung, dass ein regelrechter Selbstverstärkungs-
prozess in Gang gesetzt wurde, durch den die 
dritten und vierten Wahlen im Schnitt immer „de-
mokratischer“ wurden – mit weit reichenden Fol-
gen, bis dahin, dass nach den dritten Wahlen ein 
Zusammenbruch des demokratischen Regimes nur 
noch selten statt gefunden hat. All dies kann die 
große Zahl grotesk manipulierter Wahlen nicht ver-
gessen lassen (wie in Gabun oder Kamerun). Doch 
ganz offensichtlich hat die bloß formale Institution 
der Wahlen mit der Wiederholung über die Zeit hin 
auch in Afrika eine ganz eigene Macht und Qualität 
entfaltet, die über das bloße Prozedere hinausgeht.
4.2.	 Parteien
Parteien werden zumeist als unverzichtbare Ele-
mente der repräsentativen Demokratie angesehen. 
Die Wiedereinführung von Mehrparteiensystemen 
in Afrika wurde dabei mit großer Skepsis begleitet. 
Viele befürchteten eine heillose ethnische Zersplit-
terung der Parteiensysteme mit der Folge zuneh-
mender Gewaltkonflikte. Genau dies ist allenfalls 
partiell eingetreten. Eine GIGA-Studie macht deut-
lich (Erdmann/Basedau 2007: 11), dass hoch frag-
mentierte Parteiensysteme – solange nur die rele-
vanten, das heißt im Parlament vertretenen, Parteien 
berücksichtigt werden – sehr selten sind.2 Stattdes-
sen überwiegen „dominante“ Parteiensysteme, die 
von einer Partei mit einer absoluten Mehrheit der 
Parlamentssitze beherrscht werden, deren Vorrang 
allerdings teilweise auf autoritärer Einflussnahme 
beruht. Zugleich sind die demokratischen afrika-
nischen Parteiensysteme unterschiedlicher als ge-
meinhin angenommen. So konnten unter neun de-
mokratischen Mehrparteiensystemen (2004), die als 
„institutionalisiert“ angesehen werden, fünf prädo-
minante (Botswana, Mosambik, Namibia, Seychel-
len, Südafrika), zwei moderat-plurale Parteiensys-
teme (Mauritius, São Tomé & Príncipe; bis zu fünf 
Parteien) und zwei Zweiparteiensysteme (Ghana, 
Kap Verde) unterschieden werden; unter den demo-
kratischen, nicht institutionalisierten Parteiensyste-
men gab es noch ein nichtdominantes (Mali) und 
lediglich ein „pulverisiertes“ (Benin).
2 Selbst wenn in Europa Parteiensysteme thematisiert werden, 
werden nur die relevanten (d. h. im Parlament vertretenen) 
Parteien berücksichtigt – und nicht etwa die über 25 Partei-
en, die sich bei der letzten Bundestagswahl beworben haben, 
oder die weit über 60 eingetragenen Parteien.
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Andere Befürchtungen, dass es sich bei den Par-
teien zumeist nur um reine Wahlvereine für einzelne 
Persönlichkeiten handele, ohne große ideologische 
oder programmatische Unterschiede und ohne or-
ganisatorische Verankerung in der Gesellschaft, ha-
ben sich eher bewahrheitet. Um so erstaunlicher ist 
jedoch, dass Parteien, trotz ihres geringen Profils, 
ein vergleichsweise hohes Vertrauen innerhalb der 
Bevölkerung genießen, oft weit mehr als etwa in 
Europa (siehe Tabelle 4). Zum Vergleich: FORSA zu-
folge hatten in Deutschland Anfang 2006 auch nur 
17 Prozent der Befragten „großes Vertrauen“ in die 
politischen Parteien – mehr als etwa in Sambia und 
Benin, weniger aber als in einer Reihe anderer afri-
kanischer Länder. Das zumeist geringere „Vertrau-
en“ in die Parteien demokratischer Regime sollte da-
bei nicht als bedrohlich bewertet werden, sondern 
eher als eine kritischere Haltung, zumal in diesen 
Ländern kaum eine akute Bedrohung der demokra-








Botswana 2003 demokr. 18,1 39,7
Ghana 2003 demokr. 18,6 55,8
Malawi 2003 hybride 22,4 50,0
Tansania 2004 hybride 28,0 54,0
Sambia 2004 hybride 14,9 36,1
Benin 2006 demokr. 10,4 28,8
Burkina	Faso 2006 hybride 30,2 44,6
Niger 2006 hybride 30,7 44,1
Mali 2006 demokr. 17,3 33,2
* „sehr“ und „eher zufrieden“ (n = etwa 1.000 Befragte 
je Land).
Quelle: GIGA, Befragungen zu politischen Parteien 2004-
2006 (Basedau/Erdmann/Stroh).
All dies zeigt vielmehr, dass Mehrparteiensysteme 
zumindest für eine Reihe von Ländern in Afrika 
„normal“ geworden sind und kaum als extreme 
Einrichtungen anzusehen sind, die Regierung und 
Gesellschaft destabilisieren und die demokratische 
Entwicklung gefährden könnten.
4.3.	 „Dritte	Amtszeit“	und	Herrschaftswechsel
Der politische Streit um die so genannte „dritte 
Amtszeit“ amtierender Staatspräsidenten wird als 
ein entscheidender Test für die Verfassungsakzep-
tanz angesehen. In insgesamt 32 afrikanischen Ver-
fassungen, die im Zuge der demokratischen Transi-
tion geändert wurden, wurde die Amtzeit der Prä-
sidenten auf zwei Perioden beschränkt (Seychellen: 
drei Amtszeiten). Dahinter standen negative Erfah-
rungen mit den Lebenszeitpräsidenten der autoritä-
ren Regime, aber auch demokratische Vorbilder wie 
die USA.
Bis 2005 hat es in neun von 18 Staaten, in denen 
Präsidenten die Amtszeitbegrenzung überhaupt er-
reicht hatten, Versuche gegeben, die Verfassungsre-
geln zu ändern und den Amtsinhabern eine dritte 
oder gar unbegrenzte Amtszeit zu ermöglichen. Von 
diesen neun Versuchen, die Verfassung zu ändern, 
waren immerhin sechs erfolgreich (Gabun, Guinea, 
Namibia, Togo, Tschad und Uganda) (Posner/Young 
2007: 132). In drei Fällen (Malawi, Nigeria und Sam-
bia) scheiterten die politischen Kampagnen für die 
jeweils dritte Amtszeit des Präsidenten am gemein-
samen Widerstand von Teilen der Partei des Amtsin-
habers selbst, der parteipolitischen Opposition und 
der zivilgesellschaftlichen Organisationen (die Miss-
billigung der Geber dürfte in diesen Fällen nur am 
Rande eine Rolle gespielt haben).
Bemerkenswert daran sind mehrere Punkte:
dass es in neun Staaten keine Versuche gab, die 
Verfassung zu ändern – es für die Amtsinhaber 
offenbar mehr oder weniger selbstverständlich 
war, sich an die institutionellen Regeln der Ver-
fassung zu halten,
dass in allen anderen Fällen darauf geachtet wurde, 
dass die Verfassungsänderungen nach den dafür 
vorgesehenen Verfassungsregeln erfolgten, und
dass nur in einem einzigen als demokratisch klas-
sifizierten Regime, nämlich Namibia, eine Ver-
fassungsänderung erfolgreich war – alle anderen 
Änderungen erfolgten in autoritären Regimen.
Die zunehmende Beachtung institutioneller Regeln 
für den Machtwechsel in Afrika lässt sich auch an-
derweitig ablesen. Daniel N. Posner und Daniel J. 
Young (2007) zeigen, dass in den 1960er und 1970er 
Jahren drei Viertel aller afrikanischen Staatschefs 
durch „irreguläre“ Mittel wie Staatsstreiche, At-
tentate und andere Gewaltformen von der Macht 
abgelöst wurden. Während der 1980er und 1990er 
Jahre ging die „irreguläre“ Machtablösung langsam 
zurück, und seit Mitte der 1990er Jahre überwiegt 
die Häufigkeit des „regulären“ Machtwechsels nach 
dem natürlichen Tod des Amtsinhabers, einem frei-
willigen Machtverzicht oder einer Wahlniederlage. 
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der Jahrtausendwende noch einen „irregulären“ 
Hintergrund. Während Afrika im internationalen 
Vergleich bei dieser Art des gewaltsamen Macht-
wechsels bis in die 1980er Jahre hinein mit 60 bis 70 
Prozent weit über dem weltweiten Durchschnitt (15-
27 %) lag, so haben die afrikanischen Machtwechsel 
bis in die Gegenwart das Weltniveau von etwa fünf 
Prozent nahezu erreicht – mit anderen Worten: Die 
Wahrscheinlichkeit eines gewaltsamen Machtwech-
sels ist in Afrika inzwischen genauso gering (oder 
hoch) wie in der übrigen Welt.
5.	 Ausblick
Nur erste Trends wurden hier beobachtet, die auf 
eine Verstetigung liberaler und demokratischer 
Entwicklungen hindeuten – längst kein Sieg der 
Demokratie oder eine allseitig neue Beachtung for-
maler Institutionen in Afrika. Noch immer wird die 
Mehrheit der afrikanischen Staaten autoritär regiert. 
Viele der Demokratien herrschen in Klein- und In-
selstaaten, so dass auch die große Mehrheit der Be-
völkerung des Kontinents unter autoritärer Herr-
schaft lebt. Aber in vielen autoritären Staaten sind 
die Verhältnisse liberaler als noch in den 1970er und 
1980er Jahren – politische Rechte und bürgerliche 
Freiheiten werden deutlich mehr beachtet als zuvor.
Auch ist das Ende neopatrimonialer Verhältnisse 
und der Sieg moderner rechtsstaatlicher Herrschaft 
keineswegs absehbar. Doch ist Göran Hydens (2006: 
98) Diktum über die Politik in Afrika nicht mehr un-
eingeschränkt gültig: „[...] abstrakte Verfassungen 
und formale Institutionen bestehen auf dem Papier, 
aber sie beeinflussen nicht das Verhalten einzelner 
Akteure, insbesondere nicht die Machthaber [...]“. 
Die „Politik des Bauches“ (J.-F. Bayart) und die „Un-
ordnung als politisches Instrument“ (P. Chabal/J.-P. 
Daloz) – Metaphern für die informelle Politik – be-
stimmen die Politik in Afrika nicht allein. Offenbar 
gibt es Ansätze zur Akzeptanz formaler Institutionen 
zu erkennen, die möglicherweise weiter reichende 
Mechanismen, sich selbst zu verstärken, aufweisen.
Natürlich ist auch die Armuts- und Entwicklungs-
frage in Afrika mit diesen jüngeren Trends längst 
nicht gelöst. Noch sind aber die Erfahrungen mit 
den Diktaturen und ihren misslungenen Entwick-
lungsstrategien nicht in Vergessenheit geraten, so 
dass ausbleibende Erfolge der liberaleren Regime 
bei der Armutsbekämpfung nicht pauschal „der De-
mokratie“ angelastet werden. Im Allgemeinen, das 
hat die jüngere Regimeforschung erkannt, werden 
wirtschaftliche und soziale Krisen von Demokratien 
länger als von autoritären Herrschaften überlebt.
Das gegenwärtige Wirtschaftwachstum in Afrika 
mag – auch im Sinne der Stabilisierung der demo-
kratischen Entwicklung – hier kurzfristig Anlass 
zu Optimismus geben. Doch ist bisher nicht nur 
das Verteilungsproblem ungelöst. Das Wirtschafts-
wachstum selbst kann als Rohstoffpreiskonjunktur 
völlig überschätzt sein, da strukturelle Veränderung 
und damit Nachhaltigkeit bisher nicht zu erkennen 
sind (Kappel/Müller 2007). Der angedeutete insti-
tutionelle Wandel könnte jedoch längerfristig auch 
hier zu einer weiter reichenden Veränderung beitra-
gen.
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